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Jun halt: 


Vorſchläge zur Reformirung des Caſſenweſens bei den k. k. Be: 
zirkshauptmannſchaften, Von Adalbert Proſchko, k. k. Bezirkscommiſſär 
in Hallein. (Schluß.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung des Gefetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, belreffend 
die Entſchädigung ungerechtfertigt Verurtheilter. Das im Adhäſionsverfahren 
gefällte ſtrafgerichtliche Erkenntniß über civilrechtliche Anfprüche iſt gleichwohl 
kein Civil-Urtheil, ſondern ein ſtrafgerichtliches Urtheil. Daher bilden im 
Falle ungerechtfertigter Verurtheilung auch die durch ein ſolches Erkenntniß 
auferlegten Privatentſchädigungen einen durch die ungerechtfertigte ſtrafgericht⸗ 
liche Verurtheilung erwachſenen vermögensrechtlichen Nachtheil. i 

Zur Beſchwerdeführung wegen geſetzwidriger Anwendung der für die Goͤmeinde— 
jagdpachtverlängerung beſtehenden Vorſchriften iſt nur die Gemeinde berechtigt, 
nicht der einzelne Grundbeſitzer. 


Notiz. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Vorſchläge zur Reformirung des Caſſenweſens bei den 
K. k. Bezirkshauptmannſchaften. 
Von Adalbert Proſchko, k. k. Bezirkscommiſſär in Hallein. 
(Schluß.) 


Im Intereſſe einer möglichſt weitgehenden und einheitlichen Be: 
nützung des Check und Clearingverkehres empfiehlt ſich natürlicher— 
weiſe der obligatoriſche Eintritt ſämmtlicher k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften in den Check— und Clearingverkehr, hiedurch hört mit 
ae mc dic kebſging dung Cu ue en an auf 
und vollzieht ſich lediglie ech , bder „Laſt“ſchrift auf das 
Conto der betheiligten Aemter. 8 i 

Nachdem die Einführung des Check- und Clearingverkehrs — 
wie der Zweck unſeres Aufſatzes war, zu erläutern — eine weſent⸗ 
in Gre ſevereinfachung bedeutet, jo möge derſelbe auch allen Aemtern 

Ute kommen. 

Wird dieſe Inſtitution nun allgemein eingeführt, ſo iſt es 
wiederum nur ſelbſtverſtändlich, daß ſich dieſe Einrichtung allerorten 
lach N einheitlichen Durchführung vollziehe. 5 
u. Der Eintritt in den Poſtcheckverkehr geſchieht mittels Aus⸗ 
u einer bei jedem Poſtamte erhältlichen Beitritts-Erklärung; 
eie auch auf das Conto des k. k. Poſtſparcaſſenamtes der 
a a dei dose eon de e 
Sprach N oll); ferners wird eine entſprechende Anzahl von 
A eee (grün) zur Betheilung der Gemeindevor⸗ 
ſtehungen es Amtes, der Referenten, eventuell ſonſtiger Aemter und 
Parteien, welche mit dem Amte in häufigerem Geldverkehre ſtehen, 
beſtellt, gu ein oder zwei Poſtcheckbüchel (gebührenfrei) mittels 
derer das Amt ſeine Zahlungen leiſtet. 


Des Weiteren wird unter Einem der Beitritt zum Clearing— 
Verkehr auf der ebenfalls bei jedem Poſtamte erhältlichen Druckſorte 
erklärt. 

Der Eintritt in den Clearing-Verkehr hat zur weiteren Folge, 
daß keine auf das Amt gezogene Poſtſparcaſſen-Anweiſung (außer 
über ausdrückliches Begehren) baar ausgezahlt wird, ſondern nur als 
Gutſchrift auf das Conto des Amtes vorgetragen wird. 

Zugleich empfiehlt es ſich, die Clearing-Liſte (Verzeichniß 
ſämmtlicher im Clearing-Verkehr ſtehenden Parteien) zu abonniren, 
weil das Amt ſo in die Lage kommt, wegen Erſparung der Provi— 
ſionsgebühren Checks auf Mitglieder des Clearing-Verkehres als 
Gutſchrift auf Clearing-Conto (des betreffenden Amtes oder Partei) 
zu effectuiren. 

Sind dieſe Formalitäten erfüllt, ſo kann auch die zu Handen 
des k. k. Poſtamtes des Amtsſitzes der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu 
erlegende Vollmacht, Druckſorte 114/2 (ſiehe oben) ausgefüllt werden. 
laut deren das Poſtamt ſämmtliche an die k. k. Bezirkshauptmann— 
ſchaft einlaufenden Poſtanweiſungen eincaſſirt und als Gutſchreibung 
auf das Conto des Amtes effectuirt. 

Der Uebergang von der gegenwärtigen Baargeldgebahrung zum 
Poſt⸗Check⸗ und Clearing-Verkehr geſtaltet ſich praktiſcherweiſe folgen— 
dermaßen: 

Mit dem Tage des Eintrittes in den Poſt-Check- und Clearing— 
Verkehr ſchließt die k. k. Bezirkshauptmannſchaft zunächſt das Verzeichniß 
über vorhandene Current-Gelder — das iſt den mit den Geſchäfts— 
ſtücken des Amtes in Zuſammenhang ſtehenden Geldbeträgen unter 
ſorgfältiger poſtenweiſer Anführung jedes einzelnen Betrages — ab 
und zieht die Endſumme. Ergibt ſich hiebei ein Betrag von über 
100 fl., jo werde derſelbe zugleich als Stammeinlage (ſiehe oben) ein— 
bezahlt. Hiezu legt der Amtsvorſtand vorſchußweiſe aus dem Amts— 
pauſchale den Betrag für die zu beſtellenden Empfang-(Erlag-„ſcheine, 
das Stück zu 1 kr. (ſiehe oben), für das oder die zu beſtellenden 
(gebührenfreien) Poſt⸗Checks, das Stück zu 1 kr. (ſiehe oben), endlich 
das Abonnement auf die Clearing-Liſte 1 fl. (ſiehe oben). Sollten die 
vorhandenen Currentgelder die Summe von 100 fl. nicht erreichen, 
ſo legt der Bezirkshauptmann aus ſeinen Pauſchalgeldern einen ent— 
ſprechenden Betrag zu, ſo daß dem Eintritte des Amtes in den Poſt— 
Check- und Clearing-Verkehr kein Hinderniß im Wege ſteht. Die even— 
tuelle Ergänzungs-Einlage aus dem Amtspauſchale merkt ſich der 
Bezirkshauptmann in ſeinen Pauſchalvormerken als Guthaben vor. 

Die Auslagen, die für das Amt aus dem Poſt⸗Check- und 
Clearing-Verkehr entſtehen, find folgende: 

a) Die Koſten der Erlag-(Empfangs- ſcheine das Stück 1 kr. 

Wie oben erwähnt, erſcheint es gerechtfertigt, wenn der Bezirks: 
hauptmann dieſe Koſten auf die damit betheilten Parteien umlegt, 
weil ſich dieſe die Koſten der Poſtanweiſungsblankette, eventuell auch 
des Poſtportos erſparen. 

b) Die Koſten der gebührenfreien Poſt-Checks (Stück 1 kr.). Dieſe 
| Koften fallen nicht in's Gewicht, weil ja auch die derzeit gebrauchten 
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Poſtanweiſungsblankette das Stück auf ½ kr. kommen; die Koſten 
der zur Checkerpedition dienenden, vom k. k. Poſtſparcaſſenamte (Haus— 
und Oekonomie-Verwaltung) erhältlichen Couverts (blau) 100 Stück 
60 kr. ſind wohl auch unbedeutend. 

c) Die Proviſionen des k. k. Poſtſparcaſſenamtes für die geleiſteten 
baaren Check-Auszahlungen. 

Dieſe auch ganz geringen Koſten werden mit der zunehmenden 
Ausdehnung des Clearing-Verkehres ſich ſtets mindern, da, wie geſagt, 
die Proviſion nur für Baarzahlungen berechnet wird, bei Laſtſchriften 
im Clearing⸗-Verkehr jedoch entfällt. 

d) Die Manipulationsgebühren des k. k. Poſtſparcaſſenamtes. 

Auch dieſe Poſt kann als geringfügig bezeichnet werden.! 

Dieſen Leiſtungen iſt Folgendes gegenüber zu halten: 

a) daß die k. k. Bezirkshauptmannſchaft für Anſchaffung der 
Poſtanweiſungsblankette und für vielfach zu frankirende Anweiſungen 
auch bisher Auslagen zu beſtreiten hatte; 

b) daß für die verbleibenden Einlagen auf das Conto des 
Aintes 2% Zinſen gutgeſchrieben werden. 

Der Entgegenhalt zwiſchen „Haben“ und „Soll“ ergibt deutlich, 
daß eine Mehrbelaſtung der Amtspauſchalien der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften durch Eintritt in den Poſt-Check- und Clearing-Verkehr 
im Vergleiche zur gegenwärtigen Praxis ausgeſchloſſen iſt. 

Nun zum Schlußpunkte, der Ausgeſtaltung der nothwendigen 
Geld⸗Journale und deren Führung. 

Wir haben bereits erwähnt, daß die Einführung des Poſt-Check⸗ 
und Clearing-Verkehres am beſten „obligatoriſch“ wäre, daß aber dies 
auch eine möglichſt einheitliche Durchführung bedingt. Im Beſonderen 
wäre dies von Vortheil in Anſehung der bei den k. k. Bezirkshaupt— 
mannſchaften gleichzeitig mit dem Eintritt in den Check-Clearingverkehr 
einzuführenden Journale. Dermalen iſt auch die Buchführung über 
die bei den einzelnen Bezirkshauptmannſchaften ein- und auslaufenden 
Gelder eine ſehr verſchiedene, ja oft rudimentäre. In gebundenen oder 
ungebundenen, nach verſchiedener Weiſe raſtrirten oder auch unraſtrirten 
Bögen wird der Geld-Ein- und Auslauf vorgetragen. Iſt eine Serie 
von Poſten ganz durchgeführt, ſo werden die hierüber gepflogenen 
Vormerke wohl auch weggelegt, bei anderen Aemtern wieder kürzere 
oder längere Zeit aufbewahrt, kurz und gut, es herrſcht in dieſer 
Richtung eine ganz verſchiedenartige Praxis. Die weitere Folge dieſes 
Zuſtandes iſt, daß Amtsübergaben meiſtens eine zeitraubende Zus 
ſammenſtellung und Abrechnung der vorhandenen Geldbeträge erfordern, 
daß weiters nicht die Gewähr gegeben iſt, daß nicht die eine oder 
andere Poſt einzutragen vergeſſen werde und ſo außer Evidenz gelange. 
Iſt zum Beiſpiele der Amtsvorſtand einen oder mehrere Tage ab⸗ 
weſend, ſo wird der Poſteinlauf durch deſſen Stellvertreter erledigt; 
derſelbe empfängt die einlaufenden Poſtanweiſungen und ſonſtigen 
Beträge, muß wohl auch, weil eine Caſſaübergabe in ſolchen Fällen 
nicht ſtattfindet, dieſe eingelaufenen Baarſummen bei ſich verwahren. 


Ein Verſehen bei der Abfuhr der Gelder, ein Verlegen eines Poſt— 


anweiſungs-Abſchnittes oder eines Recepiſſes kann ſpäterher oft ſtunden— 
langes Nachforſchen oder anderweitige Reclamationen ꝛc. zur Folge 
haben. 

Allen dieſen Mißſtänden iſt durch den Poſt-Check- und Clearing— 
Verkehr ſofort abgeholfen, weil der Geldeinlauf mit abſoluter Präciſion 
durch die Conto-Auszüge des k. k. Poſtſparcaſſen-Amtes nachge— 
wieſen wird. 

Dieſe eine Conſequenz erfordert aber auch ſeitens der Bezirks— 
hauptmannſchaft die (wie wir nunmehr darthun) müheloſe aber ein— 
heitliche Journaliſirung. 

Die einheitliche Journaliſirung hat den Vortheil, daß das poli— 
tiſche Caſſenweſen hiedurch mit einem Schlage in eine einheitliche 
Bahn gelenkt erſcheint, daß die Buchführung, weil eben allerorten 
gleichmäßig, unabhängig von jedem Wechſel der Perſon mit ſteter 
Einförmigkeit in raſcheſter und ſicherſter Weiſe erfolgt, daß die Be- 
ziehungen zwiſchen den betheiligten Aemtern ebenfalls ſehr überſichtlich 
und einfach werden. 

Eine Bezirkshauptmannſchaft hat als Haupt-Journal zu führen: 
1. das Journal über currente Gelder; 2. als erwünfchte 

1 Vergleiche hiezu: „Der Poſtſparcaſſendienſt bei den Sammelſtellen“, be⸗ 


arbeitet von Johann Schön, k. k. Regierungsrath, Wien. Verlag des k. k. Poſt⸗ 
ſparcaſſenamtes. 


Beigabe das Journal über die Amtspauſchalgelder; kurz bezeichnet: 
1. Journal C, 2. = Journal P. 

Beide Journale ſind nach vollkommen gleichen Muſtern in Druck 
zu legen und unter obligatoriſcher Benützung dieſer Druckſorten evident 
zu führen. 

Wir erlauben uns in der Beilage A ein Muſter für das 
Current⸗Gelder⸗Journal, in Beilage B ein Muſter für die Pauſchal— 
rechnung zu geben. 

In Betreff der Journal-Führung wäre dem bereits oben Ge— 
ſagten nur noch beizufügen, daß das Currentgelder-Journal am beſten 
für je ein Currentjahr angelegt und abgeſchloſſen wird. Auf dieſe 
Art verbindet fich bei der am Beginne jeden Jahres erfolgenden Neu— 
anlage zugleich eine Perluſtrirung der vorhandenen älteren Geldbeträge, 
deren Vereinigung ähnlich der alljährlichen Vereinigung der politiſchen 
Depoſiten durchzuführen wäre. Wir glauben hiezu eigentlich nicht mehr 
beſonders wiederholen zu dürfen, daß das Currentgelder-Journal nun— 
mehr zugleich als Depoſiten-Journal für die baaren Amtsgelder 
anzuſehen iſt. 

Eine beſondere Sorgfalt iſt auf die Sammlung der vom 
k. k. Poftfparcaſſenamte einlangenden Conto-Auszüge zu verwenden, 
auf Grund deren ja eigentlich die ganze Buchführung nunmehr erfolgt, 
und welche zugleich den jeweiligen Caſſa-Saldo des Amtes angeben. 

Die einem Conto-Auszuge beiliegenden Poſt-Erlagſcheine (analog 
den Couponabſchnitten der Poſtanweiſungen), welche den Betreff einer 
Geldſendung anzeigen, wären dem Conto-Auszuge am beſten mit 
Oblate beizuheften, und in der hiefür beſtimmten Spalte des Conto— 
Auszuges ſtets die Beziehung auf den Caſſa-Journal-Artikel jeder 
Rechnungspoſt beizufügen. 

Die conſequente Durchführung dieſer wenige Minuten Zeit er— 
fordernden Arbeit iſt zugleich eine fortlaufende Selbſtſcontrirung der 
Amtsgelder. 


Wir laſſen hier ein Muſter eines ſolchen Conto-Auszuges folgen: 


Cl.-Nr. 825.232. R. RK. Polllparrrallen-Hmt. 


Conto⸗Auszug 
Nr. 19 vom 22. Auguſt 1899. 


| 
f 
1 


| zu = = 8 8 - 
2 5 Einlage Bm S A $ 
8 8 f a ser 25 SS 5 
8 beziehungsweiſe Einzahlers 85 5 c Ss 5 
5 beziehungsweiſe 60 6 = & D 
2 Zahlſtelle en — ee 1 
8 Empfängers! ff. kr. fl. kr. fl. kr. fl. r 
f II 
Uebertrag vom 20. Auguſt. 452 60 
4 Adnet J. A. 60/P. — 30 
9 Golling J. A. 85/0. 6 30 
= Salzburg J. A. 6%/P. „ 
Saldo „ 459 | 20 


Hier wäre der Raum für Anklebung 
des Poſterlagſcheines 


o 


Zur Zeichnung der Poſt-Checks wäre zu berechtigen der Amts— 
vorſtand und deſſen Stellvertreter. 

Die Poſt⸗Checks verwahrt der Amtsvorſtand in der Amtscaſſe, 
ſo daß ein Mißbrauch ausgeſchloſſen iſt. N 

Weitere Erläuterungen dürften an dieſer Stelle überflüſſig ſein, 
weil ja durch das k. k. Poſtſparcaſſenamt jedem eintretenden Conto⸗ 
Inhaber die bezüglichen gedruckten Belehrungen übermittelt werden. 
re Dieſe Rubrik dient zur Eintragung für den Conto⸗Inhaber. — J. A. 
60 /P. bedeutet Journal-Artikel 60 der Pauſchalrechnung, alſo z. B. 30 kr. Erſatz 
für Impfungsdruckſorte ſeitens der Gemeinde Adnet. J. A. 85/0. bedeutet Journal⸗ 
Artikel 85 des Currentgelder⸗Journales, alſo z. B. 6 fl. 30 kr. Gemeinde Golling 
ſendet Sammlung für Ottensheim. 
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Beilage 4 (Muſter). 
K. k. Bezirkshauptmannſchaft Hallein. Poſt⸗Check⸗Conto Nr. 825.232. 
Journal über Current⸗Gelder. 
Datum des Eintrittes in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr: 1. Auguſt 1899. 


Empfang Ausgabe 


e ee po fer n Anmerkun 
Betreff „Check⸗Conto- Baar ſpar⸗ Check⸗Conto⸗ (Beftätigungen) 
| Auszug |} caſſa Auszug 


Datum 
des Erlages 
am Amt 


Journal-Arlilel 


Erhibit-Nr. 


Nummer kr. fl. kr. Nummer 


a) Vor dem Eintritt in den Poſt Check 


28./ VII. 1896 N. Fränzel ſendet Geldbetrag ohne nähere Angabe 225 
15/ VI. 1899 Pr Aan enten und Stempel . 5 3 — 16 . eee 
4./ VII. 1899 Johann Maier, Strafe wegen Gewerbe⸗Ordnungs⸗ 18 — Empfang J. A. 10 
Uebertretung z . (ſiehe Nota in Beilage B) 
5. / VII. 1899 Alois Huber, Militärtaxe ad Z. 5354 : | 
29./ VII. 1899 Joſef Müller, Triftſchaden vergütung... 3. | 
Summe. . | 249 | 31 1 2 2 


| b) Geldverkehr feit dem Eintritte i Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr. 
30 | 2%/ VIII. 1899 10003 Gemeindevertretung Kuchl, milde Sammlung für | 


Verkehr bereits erlegene Gelder: 


i !ũnuüu a | 30 3 a 60 8 eee e e 
2,/ VIII. 1899 10005 Johann Eder erlegt Forſtſtrafe zu Z. 570 60 u = 3 | Vite im Pascha 5. W. 
3./ VIII. 1899 10043 Commiſſionskoſtenerſaz an N. MW... 45 : “ur, 45 - a) 5 

| : 0 je < | 15. ; „Stempe 
3/ VIII. 1399 — Karl Heller, Jagdkartentaxe und Stempel — — 2 = „ze. J. A. (ſiehe Note in 


4% VIII. 1899 | — Stadtgemeinde Hallein für Dienſtbotenbücher le 60 8 „ — Beilage 0 
Anha 


. V u ſte reiner Amtsüberng 
Abgeſchloſſen am 4. October 1899. 561 40 5 dr | 
| 
| 


San. lasse 


| 331 — 
Re. ll» | „108407 
Der letzte Poſtſparcaſſen⸗Conto⸗Auszug weiſt auf 432 fl. 40 kr.; laut Pauſchalrechnung beträgt das Guthaben des Amtspauſchale 237 fl. 
a ü e 237 fl. + 195 fl. 40 kr. = 432 fl. 40 kr. Conto⸗Guthaben, 
Hallein, 4. October 1899. N. N. EN, 
ea Bezirkshauptmann. k. k. Bezirkscommiſſär. 
Uebergeber Uebernehmer 


NB. Das Uebergabsprototoll iſt auf einem fe t i g i il ei i 
bei ofot paraten Bogen aufzunehmen; eine Abrechnung im Journal hat unbedingt zu unterbleiben, weil ein Abſchluſs (Summenziehung) 
ei den Ausgabepoſten wegen der taglichen Bewegung derſelben im Journale ſelbſt nicht möglich ift, beziehungsweise bei ſpäteren Aebergaben ſehr flörend wirken würde. b 75 


—: fp !., ð]« é y p ⅛˙ p ß 


K. k. Bezirkshauptmannſchaft Hallein. een Poſt⸗Check⸗Conto Nr. 825.232. 


Zournal über Pauſchal-Gelder. 
Datum des Eintrittes in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr: 1. Auguſt 1899. 


5 Datum — merge Bu BE 
des Erlages Betreff ı Poll: erſichllich im Post: erfichunc in eneanine | Anmerkung 
2 (Auszahlens) Baar ſpar⸗ (heck⸗Conto- Baar ſpar⸗ Gheck⸗Conto- | Eurcent-Belbe: (Beſtätigungen) 
e cafe eng e mens | N 77 
D 5 he he fl. kr. fl. kr. Nummer fl. kr. fl. kr. eee e et a 
Mit dem Tage des Eintrittes in den Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehr war an Pauſchal⸗Geldern vorhanden. 
111) VIII. 1899 544 fl. 30 k.. 4430 400 — 2 | 
8) 8/VIIL. 1899 Poſtportovergütung an den Bzks⸗Secr. II. Quart. 5 . 5 8 30 ((ſiehe Note) ) e 86%/ VIII. 1899 Lanner m. p. 
98. VIII. 1899 Ein Telegramm zu 9460 „ F ; x x 5 — 0 7 Seil x 8 Bezirksſecretär (fiehe Note) 
10| 8,/VIII. 1899| Zu Journal⸗Artikel 14 (eurrent OR): Pur 8 1 5 3 | (ehe Note) 3 — 8 VIII. 1899, Lanner m. p. 
1109 VIII. 1899 Abonnement für .. Zei kung. | j Rem; | 80 |) 18 8 „ Beziresſecretär (ſtehe Note 
12 9,/ VIII. 1899 J. A. 33. (current baar) 7 2 ; j 245 (ſtehe Note) 2 45 / III. 1999 A. Maier m.p 
5.9% III. 1899 Buchdruckerei N., für Impfdruckſorten IE j 3. ms 20 21 RE eee c e 
19, VIII 1899 Gemeinde Dürnberg, Erfah für Impfdruckſort et 45 24 Fu 
Anhang. 
Mufer einer Amtsübergabe. 
Abgeſchloſſen am 4. October 18999... 144 30425 70 ... 2130210 -.. 2130 
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Der letzte Poſtſpar.⸗Cto.⸗Ausz. weiſt auf fl. 432.40; laut Currentrechnung erliegen fl. 195.40, daher der Reſt fl. 237. — als Guthaben des Amtspauſchales ausgewieſen, 


Hallein, 4. October 1899. N. N., N. N., 
k. k. Bezirkshauptmann. k. k. Bezirkscommiſſär. 
Uebergeber Uebernehmer 


NB, Es mag ſich öfter ereignen, dafs klei 3 8 3 f r 5 

5 f 0 „baſs kleinere Betrage, wie fir Stempel, Commiſſionskoſten u. dgl. ſog leich baar zur Hand ſein ſollen. Dies wird fo erreicht, daſs der 

ed bietetben Ane ber nee baar auszahlt, wofür er ſich dieſe Poſt dann als Guthaben auf dem Poſt⸗Check⸗Conto vormerkt. — Durch vorbezeichnete Manipulation iſt 
öllig ausreichend, wenn der Amtsvorſtand über einen kleinen Baarvorrath in der Pauſchalcaſſa verfügt 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung des Geſetzes vom 16. März 1892, N.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 64, betreffend die Entſchädigung ungerechtfertigt Verurtheilter. 
Das im Adhäſionsverfahren gefällte ſtrafgerichtliche Erkenntuiß über 
civilrechtliche Anſprüche iſt gleichwohl kein Civil⸗Urtheil, ſondern 
ein ſtrafgerichtliches Urtheil. Daher bilden im Falle ungerechtfertig⸗ 
ter Verurtheilung auch die durch ein ſolches Erkenntniß auferlegten 
Privatentſchädigungen einen durch die ungerechtfertigte ſtrafgericht⸗ 
liche Verurtheilung erwachſenen vermögensrechtlichen Nachtheil. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 6. Juli 1899 gepflo- 
genen öffentlichen Verhandlung über die Klage de præs. 6. Mai 1899, 
Z. 149, R. G., der Herren: Hans Bednax, Magiſtrats-Commiſſär in 
Wien, Victor Tachau, Magiſtrats-Director in Wien, Julius Sigris, 
Vereinsſecretär in Wien, ſämmtlich durch Herrn Dr. Joſef Porzer, 
Hof⸗ und Gerichtsadvocat in Wien, gegen das Juſtizminiſterium, auf 
Entſchädigung für ungerechtfertigte Verurtheilung im Betrage von 7fl. 
und 126 fl. 63 kr. C. s. 6., zu Recht erkannt: 

Das k. k. Juſtizminiſterium iſt ſchuldig, den Klägern: Hans 
Bednar, Victor Tachau und Julius Sigris zur ungetheilten Hand 
als Entſchädigung für ungerechtfertigt erfolgte Verurtheilung die Be— 
träge von 7 fl. ö. W. und 126 fl. 63 kr. ö. W. (zuſammen alfo 
133 fl. 63 kr. ö. W.) ſammt 5%, Zinſen vom 26. October 1898, dann 
die mit 100 fl. bemeſſenen Gerichtskoſten, alles binnen 14 Tagen 
bei ſonſtiger Execution zu bezahlen. 

Gründe: In der Klage wird folgender Thatbeſtand angeführt: 

Mit Strafurtheil des k. k. Bezirksgerichtes Joſefſtadt in Straf— 
ſachen in Wien vom 7. Juli 1898, G. Z. U. I 1340/98, wurden 
Hans Bednar der Uebertretung des § 4 des Geſetzes zum Schutze des 
Hausrechtes vom 27. October 1862, R.-G.-Bl. Nr. 88, als unmittel- 
barer Thäter und Victor Tachau und Julius Sigris als Mitſchuldige 
erkannt und deshalb gemäß § 331 St.-G., unter Anwendung des 
§ 261 St.⸗G. zu Geldſtrafen, und zwar Hans Bednar zu 100 fl., 
im Uneinbringlichkeitsfalle zu fünf Tagen Arreſt, Victor Tachau zu 
300 fl., im Uneinbringlichkeitsfalle zu einer Woche Arreſt, und Julius 
Sigris zu 50 fl., im Uneinbringlichkeitsfalle zu 3 Tagen Arreſt ver— 
urtheilt. Außerdem wurden ſämmtliche drei Angeklagte gemäß $ 389 
St.⸗P.⸗O. ſolidariſch ſchuldig erkannt, die Koſten des Strafverfahrens 
zu erſetzen und gemäß 88 366 und 369 St.-P.⸗O. ſolidariſch ſchul— 
dig erkannt, dem Vereine kaufmänniſcher Angeſtellten in Wien den 
Betrag von 7 fl. zu bezahlen. Gegen dieſes Urtheil haben ſämmtliche 
Verurtheilte die Berufung im Punkte der Schuld ergriffen. Dieſelbe 
wurde jedoch mit Erkenntniß des k. k. Landes- als Berufungsgerichtes 
in Wien vom 23. Auguſt 1898, G.⸗Z.-Bl. 1672/98, als unbe— 
gründet zurückgewieſen und wurden die Kläger auch in den Erſatz der 
Koſten des Berufungsverfahrens verfällt. Hiemit war die Verurthei— 
lung in Rechtskraft erwachſen und mußten die Kläger den durch das 
rechtskräftige Urtheil auferlegten Verpflichtungen nachkommen. Die 
k. k. General-Procuratur ſah ſich jedoch veranlaßt, die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zur Wahrung des Geſetzes wegen dieſer Erkenntniſſe zu 
überreichen und hat hierüber der k. k. Oberſte Gerichts- und Caſſa⸗ 
tionshof mit Entſcheidung vom 6. December 1898, 3. 16.374, 
welche am 20. December 1898 zugeſtellt wurde, zu Recht erkannt: 
„Durch das Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes in Joſefſtadt in Wien 
vom 7. Juli 1898, G. Z. U. 1 1340/98, und durch die Entſchei⸗ 
dung des k. k. Landes- als Berufungsgerichtes in Wien vom 23. Au⸗ 
guſt 1898, Bl. 1672/98, iſt das Geſetz in den Beſtimmungen des 
§ 4 des Geſetzes vom 27. October 1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, und 
des § 139 St.⸗P.⸗O. verletzt worden; dieſes Urtheil werde ſeinem 
vollen Inhalte nach als nichtig aufgehoben und es werden Hans 
Bednax, Victor Tachau und Julius Sigris von der gegen fie erho— 
benen Anklage gemäß § 259 St.⸗P.⸗O. freigeſprochen.“ Die dies⸗ 
bezüglichen Erkenntniſſe erliegen in den Acten des k. k. Juſtizmini⸗ 
ſteriums. Die Kläger ſind nun gemäß § 1 des Geſetzes vom 16. März 
1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, um Entſchädigung für die durch die unge⸗ 
rechtfertigte Verurtheilung erlittenen vermögensrechtlichen Nachtheile 
ſeitens des Staates eingeſchritten. Das k. k. Juſtizminiſterium hat 
mit dem Erlaſſe vom 8. April 1899, 3. 7390, (Intimat sub A) 
zwar das Vorhandenſein der Bedingungen für die Anwendung des 
eitirten Geſetzes dadurch anerkannt, daß es die Rückzahlung der von 
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den Klägern erlegten Geldſtrafen ſammt Manipulationsgebühr per 
100 fl. 06 kr., 300 fl. 06 kr. und 50 fl. ſammt 5% Zinſen vom 
7. September 1898 als dem Erlagstage und die Bezahlung von 
15 fl. an Koſten des Einſchreitens bewilligte, dagegen hat es dem 
Entſchädigungsbegehren nicht im vollen Umfange Folge gegeben, in- 
dem es den Anſpruch auf Erſatz der an den Verein kaufmänniſcher 
Angeſtellten gezahlten Entſchädigung von 7 fl. ſammt 126 fl. 63 kr. 
Vertretungskoſten dieſes Vereines als Privatbetheiligten ohne weitere 
Begründung zurückwies. 

Es wird daher Klage bei dem k. k. Reichsgerichte geführt und 
zur Begründung derſelben hervorgehoben, daß die Urtheile der erſten 
und zweiten Inſtanz ausdrücklich die ſolidariſche Verpflichtung der 
Kläger ausſprachen, dem Vereine kaufmänniſcher Angeſtellten als Pri— 
vatbetheiligten den angeſprochenen Betrag von 7 fl. zu erſetzen, daß 
die Kläger ferner von beiden unteren Inſtanzen ſolidariſch zum Erſatz 
der Koſten des Strafverfahrens verurtheilt wurden, wozu nach 8 881, 
Z. 4, St.⸗P.⸗O. auch die Interventionskoſten des Vertreters des 
genannten Vereines als Privatbetheiligten angehören. Dieſe Koſten 
wurden vom k. k. Bezirksgerichte Joſefſtadt in Strafſachen mit Be— 
ſchluß vom 22. September 1898 auf 248 fl. 63 kr. beſtimmt und 
über Beſchwerde mit Entſcheidung des k. k. Landesgerichtes Wien als 
Berufungsgerichtes vom 19. October 1898 auf 126 fl. 63 kr. herab— 
geſetzt. Die Zahlung der Beträge von 7 fl. und 126 fl. 63 kr., zu 
welcher die Kläger bei Executionsſtrenge verpflichtet waren, ſtellt ſich 
daher als vermögensrechtlicher Nachtheil dar, den die Kläger durch 
die ungerechtfertigte Verurtheilung erlitten haben und deſſen Erſatz 
fie nach § 1 des Geſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, 
vom Staate anzuſprechen berechtigt ſind. Das Petit lautet auf das 
Erkenntniß: Das k. k. Juſtizminiſterium ſei ſchuldig, den Klägern 
die Beträge von 7 fl. und 126 fl. 63 kr. ſammt 5% Zinſen vom 
26. October 1898 als dem Erlagstage und die Gerichtskoſten binnen 
14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu bezahlen. 

Die Gegenſchrift des k. k. Juſtizminiſteriums macht Folgendes 
geltend: Victor Tachau, Hans Bednar und Julius Sigris waren 
mit Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Joſefſtadt vom 7. Juli 1898, 
U. I 1340/1898, beſtätigt durch das Landes- als Berufungsgericht 
Wien, rechtskräftig der Uebertretung des § 4 des Geſetzes zum Schutze 
des Hausrechtes ſchuldig erkannt und zu Geldſtrafen von 300 fl., 
100 fl. und 50 fl., ſowie zum Erſatze von 7 fl. ſammt Vertretungs- 
koſten an den Privatbetheiligten, Verein kaufmänniſcher Angeſtellter, 
verurtheilt worden. Die Vertretungskoſten des Letzteren wurden in der 
Folge mit 126 fl. 63 kr. bemeſſen. Die General-Procuratur ſah ſich 
veranlaßt, gemäß § 33 St.⸗P.⸗O. die Nichtigkeitsbeſchwerde zur 
Wahrung des Geſetzes zu erheben und erging über dieſelbe die Ent— 
ſcheidung des Oberſten Gerichts- als Caſſationshofes vom 6. De— 
cember 1898, 3. 16.374, durch welche gemäß § 292 St.⸗P.⸗O., 
Schlußſatz, die Angeklagten freigeſprochen wurden. Die nun— 
mehr Freigeſprochenen haben nun auf Grund des Geſetzes vom 
16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, den Anſpruch auf Entſchädigung 
geſtellt, und zwar: 1. auf Rückerſatz der bereits eingezahlten Geld— 
ſtrafen ſammt Zinſen; 2. auf Erſatz der Privatentſchädigung von 
7 fl. ſammt 126 fl. 63 kr. Vertretungskoſten; 3. auf Erſatz der 
Koſten des Entſchädigungsanſpruches, welche ſie mit rund 200 fl. 
bezifferten. Das Juſtizminiſterium hat dem Anſpruche im erſten und 
dritten Punkte ſtattgegeben, allerdings, was die Höhe der bean— 
ſpruchten Koſten anbelangt, nur in einem dem beſtehenden advoca— 
toriſchen Gebührentarife entſprechenden Betrage von 15 fl. In dem 
zweiten Punkte mußte das Begehren abgewieſen werden. Die grund⸗ 
ſätzliche Frage iſt, ob in Bezug auf die nach § 366 St.-P.⸗O. 
erfolgende Verurtheilung zu einer Privatentſchädigung überhaupt 
eine Entſchädigungspflicht des Staates beſteht, welche Frage nach 
Anſicht des Juſtizminiſteriums zu verneinen iſt, weil es ſich hier 
um eine civilrechtliche Entſcheidung handelt, die nur in den Formen 
des Strafverfahrens erfolgt, und weil eine Entſchädigungspflicht des 
Staates mit Bezug auf ungerechtfertigte Civilurtheile durch kein 
Geſetz normirt iſt. Im gegebenen Falle kommt dieſe grundſätzliche 
Seite der Frage nicht in Betracht, denn das auf Grund der Nichtig- 
keitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes ergehende freiſprechende 
Erkenntniß des Caſſationshofes hat nach §S 292 St.⸗P.⸗O. keine 
Wirkung auf die privatrechtliche Entſcheidung, dieſe bleibt unberührt. 
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Das durch eine Civilrechtsentſcheidung zwiſchen Civilparteien ge⸗ 
ſchaffene ſormale Recht iſt, gleichviel, ob die Entſcheidung im Civil⸗ 
verfahren oder im Anſchlußverfahren des Strafproceſſes ergangen iſt, 
einer Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes nicht unter⸗ 
worfen. Die zur Wahrung des Geſetzes im Strafverfahren erfließende 
Entſcheidung des Caſſationshofes enkſcheidet nur die Strafrechtsfrage, 
d. h. die Frage, ob die beweiskräftig feſtgeſtellte Handlung eines 
Angeklagten gegen ein Strafgeſetz verſtößt oder von einem Straf⸗ 
geſetze getroffen wird, nicht aber die Frage, inwieweit der Angeklagte 
civilrechtlich dem Verletzten haftbar bleibt. Würde dem Verurtheilten 
und nun Freigeſprochenen das Recht eingeräumt, auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, den Erſatz der an 
den Verletzten gezahlten oder zu zahlenden Forderung vom Staate 
zu verlangen, fo wäre nicht bloß grundſätzlich für die im Anſchluß⸗ 
verfahren ergehenden Civilurtheile eine Ausnahmsſtellung geſchaffen, 
ſondern auch in den Fällen des § 292 St.⸗P.⸗O. ohne voraus⸗ 
gegangene Löſung der Civilrechtsfrage die Wirkung des Civilurtheiles 
auf Koſten des Staates beſeitigt, wobei letzterem, wie dem Privat- 
betheiligten ſelbſt, nicht einmal die Möglichkeit eingeräumt bliebe, 
civilrechtliche Einwendungen zu erheben und dem Staate der Rück⸗ 
erſatzanſpruch an den Privatbetheiligten verſagt bliebe. Es ſei übrigens 
auch darauf verwieſen, daß ſolange durch keine rechtskräftige Ent= 
ſcheidung feſtgeſtellt iſt, daß der Anſpruch des Privatbetheiligten nach 
Wegfall der Strafbarkeit auch civilrechtlich unbegründet iſt, nicht mit 
Erfolg behauptet werden kann, der Verurtheilte habe durch das im 
Anſchlußverfahren ergangene Civilurtheil einen vermögensrechtlichen 
Nachtheil (8 1 des Geſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64) 
erlitten. Mit dem Anſpruche auf Erſatz der gezahlten Forderung fällt 
aber auch der Erſatz der eine Nebengebühr derſelben bildenden Ver— 
tretungskoſten des Privatbetheiligten. Das Juſtizminiſterium bittet 
daher um Abweiſung des Klagebegehrens. 

Das k. k. Reichsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von folgen— 
den Erwägungen aus: 5 

Dadurch, daß das Erkenntniß des Oberſten Gerichts- als 
Caſſationshofes vom 6. December 1898, Z. 16.374, der vorerwähnten 
Beſchwerde behufs Wahrung des Geſetzes ſtattgegeben, in Folge deſſen 
das Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Joſefſtadt⸗Wien vom 7. Juli 
1898, G.. U. I. 1340/98, ſowie das Urtheil des k. k. Landes— 
gerichtes Wien vom 23. Auguſt 1898, Bl. 1672/98, dem vollen 
Inhalte nach als nichtig aufgehoben und die Kläger von der gegen 
fie erhobenen Anklage nach 259, Nr. 3 St.⸗P.⸗O. freigeſprochen hat, 
erſcheint die in dieſen für nichtig erklärten Urtheilen ausgeſprochene 
Verurtheilung der Kläger als eine im Sinne des Geſetzes vom 
16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, ungerechtfertigte. 

Hiemit iſt die Hauptvorausſetzung der Anwendung dieſes Ge⸗ 
ſetzes gegeben und handelt es ſich nur mehr um die Frage, ob die 
von den Klägern auf Grund der für nichtig erklärten Urtheile und 
der ſeitens des k. k. Landesgerichtes Wien ddo. 19. October 1898 
vorgenommenen Koſtenbemeſſung am 26. October 1898 dem Privat⸗ 
betheiligten bezahlten Beträge ein „vermögensrechtlicher Nachtheil“ ſind 
den die Kläger durch die ungerechfertigte Verurtheilung wegen einer 
ſtrafbaren Handlung erlitten haben ($ 1 Geſetzes vom 16. März 1892, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64). 

Betreffs der von den Klägern ſchon am 7. September 1898 
gezahlten Geldſtrafen hat dies ſeinerzeit das k. k. Juſtizminiſterium 
ſelbſt, und zwar in dem Erlaſſe vom 8. April 1899, 3. 7390, da- 
1 anerkannt, daß es den Klägern die Vergütung dieſer Straf—⸗ 
eträge ſammt Zinſen vom 7. September 1898 und Manipulations- 
gebühren zuerkannt hat. 

Das Gleiche muß aber nach der Anſicht des k. k. Reichsgerichtes 
auch von den eingeklagten Beträgen von 7 fl. und 126 fl. 63 kr. 
gelten, deren Vergütung das k. k. Juſtizminiſterium in dem obeitirten 
Erlaſſe abgelehnt hat. Denn es kann nach Abſicht des Reichsgerichtes 
mit Grund nicht beſtritten werden, daß auch dieſe Beträge nur in 
Folge der rechtskräftig gewordenen, ſpäter für nichtig erklärten Ver⸗ 
urtheilung geleiſtet worden ſind. | 

Das k. k. Reichsgericht hat dieſe Beträge in vollem Umſange 
zuerkannt, weil ſie den noch nicht vergüteten, vermögensrechtlichen 
Nachtheil der ungerechtfertigten Verurtheilung bilden, und die „ange- 


meſſene Entſchädigung“, welche 8 1 des Geſetzes vom 16. März 


1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, ſtatuirt, doch nur in der Vergütung des 
ganzen, im vorliegenden Falle erwieſenen Nachtheils beſtehen kann. 

Wenn in der Gegenſchrift geltend gemacht wird, daß urtheils— 
mäßige Leiſtungen an den Privatbeteiligten unter das Geſetz 
vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, nicht ſubſumirt werden 
können, weil das ſtrafgerichtliche Erkenntniß in dieſem Punkte doch 
nur ein im Adhäſionsverfahren gefälltes Civilurtheil ſei, auf Civil⸗ 
urtheile aber das Geſetz vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, 
keinen Bezug habe, jo iſt dagegen zu bemerken, daß das ſtrafgericht— 
liche Erkenntniß im Adhäſionsverſahren zwar über civilrechtliche An⸗ 
ſprüche entſcheidet, aber doch trotzdem ſeiner Form und 
ſeinem ganzen Inhalte nach ein ſtrafgerichtliches Ur— 
theil iſt. 

Sind aber die Urtheile des k. k. Bezirksgerichtes Joſefſtadt in 
Wien vom 7. Juli 1898, G. Z. U. 1 1340/98, beziehungsweiſe des 
k. k. Landesgerichtes Wien vom 23. Auguſt 1898, Bl. 1672/98, 
ohne Unterſcheidung einzelner Theile derſelben, ſtrafgerichtliche Er— 
kenntniſſe, ſo ſind auch die im vorliegenden Falle urtheilsmäßig dem 
Privatbetheiligten gemachten Leiſtungen ein vermögensrechtlicher Nach— 
theil, der den Klägern durch die ungerechtfertigte ſtraf gerichtliche 
Verurtheilung erwachſen ift, und müſſen daher nach $ 1 des Geſetzes 
vom 16. März 1892, R.⸗G. Bl. Nr. 64, auch vergütet werden. 

Ob den Klägern, beziehungsweiſe dem Staate ein civilrecht⸗ 
licher Anſpruch gegen den Privatbetheiligten zuſteht, kommt nicht in 
Frage, da es ſich auf Grund des Geſetzes vom 16. März 1892, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, nur um die Entſchädigungspflicht des Staates 
den Klägern gegenüber handelt. 

Was endlich die Zinſen betrifft, ſo wurden dieſelben vom Er— 
lagstage, d. i. vom 26. October 1898, deswegen zugeſprochen, weil 
ja auch das k. k. Juſtizminiſterium in ſeinem Erlaſſe vom 8. April 
1899, 3. 7390, den Klägern Zinſen vom Erlagstage zuerkannt hat. 

Da die Kläger in allen Punkten obgeſiegt haben, mußten ihnen 
auch die Koſten zugeſprochen werden, die ihnen durch die Klageführung 
beim k. k. Reichsgerichte erwachſen ſind. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 6. Juli 1899, 3. 204.) 


Zur Beſchwerdeführung wegen geſetzwidriger Anwendung der für 
die Gemeindejagdpachtverlängerung beſtehenden Vorſchriften iſt nur 
die Gemeinde berechtigt, nicht der einzelne Grundbeſitzer. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in L. hat über das Anſuchen des 
Rechts⸗ und Beſitznachfolgers des verſtorbenen S. B. E. mit dem Be⸗ 
ſcheide vom 12. September 1898, Nr. 17.707, den Jagdpachtvertrag 
hinſichtlch der Gemeindejagd in L. und zwar unter einverſtändlicher 
Feſtſetzung eines erhöhten Pachtvertrages und mit nachgewieſener Zu⸗ 
ſtimmung des Gemeinde-Ausſchuſſes von L. außerlicitatoriſch verlängert. 

Gegen dieſe Verlängerung hat A. K., Verwalter des Gutes M., 
den Recurs eingebracht, welcher von der Statthalterei in G. mit der 
Entſcheidung vom 8. December 1898, 3. 34.079, wegen Mangels der 
Legitimation zur Beſchwerdeführung als unſtatth aft zurückgewieſen wurde. 

Dem dagegen von A. K. eingebrachten Recurſe hat das Acker— 
bauminiſterium mit dem Erlaſſe vom 19. April 1899, 3. 5532, 
feine Folge gegeben, weil zur Beſchwerdeführung wegen angeblich ges 
ſetzwidriger Anwendung der für die Gemeindejagdpachtverlängerung 
beſtehenden Vorſchriften nach $ 6 des kaiſerlichen Patentes vom 
7. März 1849, R.⸗G.⸗ Bl. Nr. 154, nur die Gemeinde berechtigt 


erſcheint. Th. R. 


Notiz. 


(Das Züchtigungsrecht der Volksſchullehrer in Preußen.) 
Das preußiſche Unterrichtsminiſterium hat aus Anlaß von Ausſchreitungen des 
Züchtigungsrechtes der Volksſchullehrer mit einer Anordnung vom 1. Mai d. J. 
eine Einſchränkung dieſes Züchtigungsrechtes und insbeſondere verfügt, daß ſich der 
Lehrer der vorherigen Zuſtimmung des Rectors oder Schulinſpectors zur An⸗ 
wendung einer Züchtigung verſichern ſolle. Dieſer Erlaß ſcheint in den berufenen 
Kreiſen einen üblen Eindruck gemacht und ſchwere Beſorgniſſe hervorgerufen zu 
haben. Darum hat ſich die preußiſche Unterrichtsverwaltung wieder zu einer Art 
Umkehr in dieſer Nichtung veranlaßt geſehen. Denn, wie die „Deutſche Gemeinde⸗ 
Zeitung“ berichtet, hat der preußiſche Unterrichtsminiſter am 27. Juli d. J. 
folgende neue Verfügung betreffend das Züchtigungsrecht der Volksſchullehrer an 
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die Provincialſchulcollegien erlaſſen: „Der Erlaß vom 1. Mai d. J., betreffend 
die Anwendung der Strafe der körperlichen Züchtigung in den Volksſchulen, hat 
Zweifel hervorgerufen, die mich veranlaſſen, noch einmal auf die Angelegenheit 
zurückzukommen. Der Erlaß geht davon aus, daß die Befugniß der Lehrer, er⸗ 
forderlichenfalls auch körperliche Strafen anzuwenden, nicht in Frage geſtellt werden 
ſoll. Es handelt ſich lediglich darum, Vorſorge zu treffen, daß die Anwendung 
dieſes letzten und äußerſten Strafmittels durchaus auf die dazu geeigneten Fälle 
beſchränkt bleibt, und daß dabei jeder zu harten, liebloſen und inhumanen Aus⸗ 
ſchreitung nachdrücklich vorgebeugt wird. — Die ſittliche Begründung der körper⸗ 
lichen Züchtigung in der Schule beruht auf der dem Lehrer eingeräumten ſtellver⸗ 
tretenden Wahrnehmung elterlicher Erziehungsrechte, ohne welche die Schule ihrer 
erziehlichen Aufgabe nicht gerecht zu werden vermag. Die Schulzucht muß unter 
allen Umſtänden das Gepräge väterlicher Zucht tragen. Aus dieſem Geſichtspunkte 
ergeben ſich bei gewiſſenhafter Anwendung auf den Einzelfall von ſelbſt die ſitt⸗ 
lichen und erziehlichen Schranken für die Handhabung der körperlichen Züchtigung 
durch den Lehrer. Die Erkenntniß, daß jeder Lehrer dahin ſtreben muß, durch Ein⸗ 
wirkung ſeines Wortes und Einſetzung ſeiner ganzen Perſönlichkeit die Anwendung 
körperlicher Strafen möglichſt entbehrlich zu machen, iſt neuerdings vielfach nicht 
feſtgehalten worden. Harte körperliche Strafen werden oft zu den nothwendigen 
Bedürfniſſen des täglichen Schullebens gezählt und als Vorbedingung der Erzielung 
guter Claſſenleiſtungen betrachtet. Es iſt gewiß richtig, daß eingewurzelter Roheit, 
unbeugſamem Trotz und ausgeprägter Faulheit gegenüber eine ernſte Züchtigung 
nicht bloß dem betroffenen Schüler, ſondern auch als warnendes Beiſpiel ſeinen 
Mitſchülern zum Segen ſein kann, auf der anderen Seite aber wird eine gewohn⸗ 
heitsmäßige, auch bei geringen Verfehlungen oder gar bei Minderleiſtungen, die 
auf mangelnder Begabung der Kinder beruhen, erſolgende Anwendung empfinde 
licher körperlicher Züchtigungen, namentlich in Claſſen mit gemiſchten Geſchlechtern 
nicht der Verrohung der Jugend vorbeugen, ſondern durch Abſtumpfung des Ge— 
fühls die ſittliche Sphäre der Schule gerade in den Augen der Kinder herab— 
ſetzen, denen ſie zum Theil ein Erſatz für die ſehlende Fürſorge im Elternhauſe 
iſt. Die Thatſache ſteht nach der Erfahrung feft, daß gerade die beſten Lehrer am 
wenigſten zu dem Mittel der körperlichen Züchtigung greifen, und daß junge, noch 
unerfahrene Lehrer leicht der auch für ihre eigene Zukunft verderblichen Verſuchung 
unterliegen, ihrer unzureichenden Leiſtungsfähigkeit durch den leichtfertigen und 
maßloſen Gebrauch des Stockes nachzuhelfen. Eine Anzahl von Fällen, welche 
wegen unangemeſſener oder übertriebener Ausübung des Züchtigungsrechtes neuer— 
dings zu meiner Kenntniß gelangt find, ſowie insbeſondere einige Fälle, in denen 
wegen mangelnder Beobachtung des krankhaften körperlichen Befindens des Kindes 
Züchtigungen zu einem traurigen Ausgange geführt haben, haben das Bedürfniß 
gezeitigt, die für die Ausübung des Züchtigungsrechts beſtehenden Schranken und 
die oft verhängnißvolle Verantwortung des Lehrers in dieſer Beziehung alles 
Ernſtes von Neuem einzuſchärfen und Maßnahmen zu treffen, die ein gewohnheits⸗ 
mäßiges, leichtſinniges Greifen zum Stock ohne ernſten Anlaß und eine Voll: 
ſtreckung der Strafe im Zorn und in der erſten Aufwallung thunlichſt ausſchließen. 
Hier iſt es ein Punkt in der Verfügung vom 1. Mai d. J., dem Bedenken ent⸗ 
gegengeſtellt werden, d. i. die Vorſchrift, nach welcher fich der Lehrer der vorherigen 
Zuſtimmung des Rectors oder Schulinſpectors zur Anwendung einer Züchtigung 
verſichern ſoll. In dieſem Punkt hat zunächſt die Verfügung vom 1. Mai d. J. 
in öffentlichen Beſprechungen inſoferne eine unzutreffende Auslegung erfahren, als 
es, wie ich ausdrücklich beſtätigte, durchaus im Rahmen dieſer Beſtimmung liegt, 
wenn ein Lehrer, um entarteten Schülern gegenüber zu den von ihm für noth— 
wendig erachteten Züchtigungen ſofort ſchreiten zu können, bei Beſprechung der 
Verhältniſſe ſeiner Claſſe ſich mit dem Rector oder Schulinſpector allgemein dar: 
über verſtändigt, daß gewiſſen unbotmäßigen Schülern gegenüber eine ernſte 
Züchtigung bei neuen Fällen von Roheit, Trotz oder Faulheit zu verhängen ſei. 
Im allgemeinen und als Regel aber möchte ich bei der den Lehrern nach der 
Verfügung vom 1. Mai zu gebenden Inſtruction feſtgehalten ſehen, daß die bei 
ernſteren Vergehen nothwendigen Züchtigungen nur nach beendeter Unterrichtsſtunde 
und, ſofern irgend ausführbar, nach Beſprechung mit dem Hauptlehrer, Rector 
oder Schulinſpector vorgenommen werden, wie dies, ohne daß die Autorität der 
Lehrer gelitten hätte, beiſpielsweiſe von Alters her in den Regierungsbezirken 
Merſeburg (Verfügung vom 15. April 1863), Köslin (Verfügung vom 24. Februar 
1868), Königsberg (Verfügung vom 14. April 1860) — Schneider und v. Bremen 
Band III, Seite 244 ff. — vorgeſchrieben war. Die in der letzterwähnten Ver— 
fügung dargelegten Geſichtspunkte können auch jetzt noch im Weſentlichen als An⸗ 
halt für die bezüglich der körperlichen Züchtigung zutreffenden Anweiſungen dienen. 
In der Preſſe werden Fälle berichtet, in welchen Eltern ihre Kinder mit dem In⸗ 
halt des Erlaſſes vom 1. Mai in der Weiſe bekannt gemacht haben, welche die 
Autorität des Lehrers in den Augen der feiner Erziehung und väterlichen Zucht 
anvertrauten Kinder ernſt gefährden muß. Ich hoffe, daß ſolche Fälle, wenn ſie 
überhaupt vorgekommen find, ganz vereinzelt bleiben, erkenne aber ausdrücklich an, 
daß bei einer ſo ernſten Gefährdung der Schuldiſciplin, wie ſie hierin liegt, der 
betreffende Lehrer bei der Ausübung des ihm geſetzlich zuſtehenden Züchtigungs⸗ 
rechts den Schülern und deren Eltern gegenüber frei daſtehen muß. Daß die 
Lehrer da, wo dieſer Fall vorliegt, ſich als befreit von der Schranke der vorherigen 
Beſprechung einer von ihnen zu verhängenden Züchtigung anſehen dürfen, ift ihnen 
bei der Ausführung der diesſeitigen Verfügung vom 1. Mai d. J. zu eröffnen. 
Wenn Böswilligkeit und Unverſtand es auf dieſe Weiſe der Unterricht sverwaltung 
zur Vermeidung größerer Uebelſtande unmöglich machen ſollten, Ausſchreitungen 
des Züchtigungsrechtes überall wirkſam vorzubeugen, jo würde ſich die Unterrichts⸗ 
verwaltung frei wiſſen von der Verantwortung für Fälle, wie ſie der Anlaß zu 
der Verfügung vom 1. Mai d. J. waren. Im Uebrigen vertraue ich auf die oft 
unter den ſchwerſten Verhältniſſen geübte Selbſtzucht und Pflichttreue der preußi⸗ 
ſchen Volksſchullehrer, die ſie aus der Erfahrung der letzten Zeit die rechte Lehre 
ziehen laſſen wird. Was die einſtweilig angeſtellten jungen Lehrer anbetrifft, ſo 
wiederhole ich, daß diefelben, foweit irgend ältere Lehrkräfte verfügbar find, nicht 
zuerft in alleinſteh ende Stellen geſetzt werden follen. Iſt dies unvermeidbar, jo 


find jedenfalls nur ſolche Lehrer mit der Verwaltung alleinſtehender Lehrerſtellen 
zu betrauen, die nach ihrem bisherigen Verhalten beſondere Gewähr für eine treue 
und in Selbſtzucht feſte Amtsführung bieten. Solche Lehrer mögen dann betreffs 
der Schranken in der Ausübung des Züchtigungsrecht den übrigen Lehrern gleich 
behandelt werden.“ — Dazu bemerkt ſehr bezeichnend die „Deutſche Gem.⸗Ztg.“: 
„Dieſes „Zurückkommen“ auf den Erlaß vom 1. Mai iſt ein Rückzug, wie ihn 
ſelten ein Miniſter angetreten hat. Freilich war der Rückzug eine Nothwendigkeit, 
die nicht zu umgehen war. Ein Lehrerverband nach dem andern erklärte, daß der 
Grund und Boden ſchwanke, auf dem die Schule bauen folle, und ſelbſt die oberen 
Behörden ſahen die Frage ſo ernſt an, daß einige Bezirksregierungen ſich nicht 
entſchließen mochten, den Mai⸗Erlaß zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Aller⸗ 
dings ſuchte der Miniſter zu retten, was zu retten iſt, denn er verbleibt im Princip 
dabei, daß der Lehrer ſich mit dem Rector oder Schulinſpector zu verſtändigen habe; 
thatſächlich aber wird mit dem Zugeſtändniß, daß es genüge, wenn der Lehrer ſich 
mit ſeinem nächſten Vorgeſetzten „allgemein“ in Einklang ſetze, der ſpringende 
Punkt des Mai⸗Erlaſſes vollſtändigt beſeitigt. Die neue Verfügung ſpricht das 
auch ſelber noch im Beſonderen mit der Weiſung aus, daß der Lehrer überall 
„befreit von der Schrauke der vorherigen Beſprechung“ ſei, wo feine Autorität in 
Gefahr ſtehe. Mit dieſer Lesart der miniſteriellen Verfügung werden die Lehrer 
ſich abfinden können; ernſte Bedenken werden ſie wohl nur gegen die Beſtimmung 
erheben, daß nach beendeter Unterrichtsſtunde erſt geſtraft werden ſoll. Soweit wir 
die Lehrer kennen, ſind ſie einig in der Anſicht, daß „einwurzelter Roheit, unbeug⸗ 
ſamem Trotz und ausgeprägter Faulheit“ ſoſort zu begegnen ift, und einig auch 
ferner in dem Urtheil, daß es grauſam ſei, einen kleinen Sünder bis nach dem 
Schluſſe der Stunde in ſchwebender Pein hangen und bangen zu laſſen. Im 
Wefentlichen bleibt aber von dem Boſſe'ſchen Erlaß nur beſtehen, daß die gewohn⸗ 
heitsmäßige, auch bei geringen Verfehlungen oder gar bei Minderleiſtungen, die 
auf mangelnder Begabung beruhen, erfolgende Anwendung empfindlicher Züch⸗ 
tigungen unterſagt bleibt.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Finanzrath Joſef Fiſcher zum Oberfinanzrathe 
bei der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Dem Oberbaurathe Franz Netusil wurde anläßlich der Verſetzung in 
den Ruheſtand die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt gegeben. 

Der Präſident des Oberſten Rechnungshofes hat den Oberrechnungsrath 
Edlen von Bonnot zum Hoffecretär ernannt. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsrath Leopold Witting zum 
Oberrechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Heinrich Traunſteiner zum 
Rechnungsrathe ernannt. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof hat den Rathſeeretärs-Adjuncten Oswald Görtz 
von Aſtein zum Hofſecretar und den in Dienſtesverwendung beim Verwaltungs⸗ 
Gerichtshofe ſtehenden Finanzeommiſſär der mähriſchen Finanz⸗Landesdirection 
Dr. Karl Greger zum Rathſecretärs-Adjuncten bei dieſem Gerichtshoſe ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Statthalterei-Secretäre 
Joſef Khoß von Sternegg, Dr. Alphons Freiherrn Klezl von Norberg 
und Johann Hruſchka zu Bezirkshauptmännern in Nieder-Oeſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der techniſchen Finanzcontrole Auguſt 
Zeidler zum Obercontrolor in der VIII. Rangsclaſſe bei der Finanz-Landes⸗ 
direction in Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Hauptprobirer Dr. Guſtav Heinrich Diet: 
rich bei der Bergdirection in Pfibram und den Oberbergverwalter Anton 
Edlen von Poſch im Ackerbauminiſterium zu Bergrathen, die Hüttenverwalter 
Ludwig Buchal und Franz Gröger, erſteren bei der Bergdirection in Pribram 
und letzteren bei der Bergdirection in Idria, zu Oberhüttenverwaltern, den Berg⸗ 
meiſter Joſef Kona bei der Bergverwaltung in Kitzbühel zum Bergverwalter, 
den Hüttenmeiſter Joſef Vitous bei der Bergdirection in Idria zum Hütten⸗ 
verwalter und die Bergeleven Eduard Bartos und Karl Krätky, erſteren bei 
der Bergdirection in Brüx, letzteren bei der Bergdirection in Pribram, zu Berg⸗ 
meiſtern ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Steuer⸗Inſpector Dr. Johann Freiherrn 
von Cnobloch und den Conceptspraktikanten des Wiener Magiſtrates Dr. Carl 
Hoffmeiſter zu Miniſterial⸗Concipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


1 Hauptſteuereinneh merſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 
1 Hauptſteueramts⸗Controlor⸗ oder Steuereinnehmerſtelle in der 
IX. Nangsclaſſe, eventuell mehrere Steueramts⸗Controlors⸗ oder Steuer: 
amts⸗Officialſtellen in der X. Rangsclaſſe und 1, eventuell mehrere Steuer: 
amts- Ajunctenſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Niederöſterreich bis 2. October 1899. 
(Amtsblatt Nr. 211.) 

1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe beim Revierbergamte in 
Schlan bis 7. October 1899. (Amtsbl. Nr. 208.) 

Oberinſpectorſtelle in der VII. Rangsclaſſe bei der allgem. Unter⸗ 
ſuchungsanſtalt für Lebensmittel in Krakau bis 30. November 1899. (Amtsbl. 
Nr. 210.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 49 der Erkenntniſſe adminiſtrativer Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


